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1 Vorbemerkung 

Die Gemeinde Bad Laer beabsichtigt die städtebauliche Neuordnung und Nachverdichtung 

eines bestehenden Wohnsiedlungsbereiches im Norden von Bad Laer. Die betroffenen Flä-

chen konnten bisher keiner Bebauung zugeführt werden. Für eine zeitgemäße Bebauung sol-

len die Festsetzungen, insbesondere zum Maß der baulichen Nutzung, angepasst werden. Da 

artenschutzrechtliche Belange bei allen Bauleitplanverfahren und baurechtlichen Genehmi-

gungsverfahren zu beachten sind, wird im Zuge des Bauleitplanverfahrens zur 1. Änderung 

des Bebauungsplanes Nr. 323 Laer-Nord Teil II „Nördlich Eichenweg“, eine Artenschutzrecht-

liche Vorprüfung (ASV) durchgeführt, die hiermit zur Vorlage kommt. Die ASV dient der Doku-

mentation der Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Belange und als Grundlage für weitere 

Abstimmungen mit der UNB. 

 

 

2 Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

2.1  Rechtliche Grundlagen 

Die Bestimmungen des besonderen Artenschutzes werden über die Paragraphen 44 und 45 

BNatSchG erfasst.  

Der § 44 Abs. 1 BNatSchG listet die zu beachtenden Zugriffsverbote auf. Dort heißt es: 

 

„Es ist verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören, 

 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine 
erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion einer Art verschlechtert, 

 

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.“ 

 

Nach § 44 (5), Satz 5 sind die national besonders geschützten Arten (und darunter fallen auch 

die streng national geschützten Arten) von den Verbotstatbeständen bei Planungs- und Zulas-

sungsvorhaben freigestellt. Die Verbotstatbestände gelten demnach ausschließlich für FFH-

Anhang-IV-Arten, die europäischen Vogelarten und für Arten, die in einer Rechtsverordnung 

nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 BNatSchG aufgeführt sind.   

Nach § 44 (5), Satz 2 liegt das Verbot nach Abs. 1 Nr. 1 nicht vor, wenn sich das Tötungs- und 

Verletzungsrisiko für die betroffenen Exemplare nicht signifikant erhöht und diese Beeinträch-

tigungen durch fachlich anerkannte Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden können.  

Der Verbotstatbestand nach § 44 (1) Nr. 3 ist nach Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 nur relevant, wenn die 

ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang nicht erhalten bleibt. Gegebenenfalls lassen sich 
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diese Verbote durch artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen abwenden. Dies schließt 

die sog. „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ (<-> CEF-Maßnahmen gem. Europäischer 

Kommission) nach § 44 (5), Satz 3 mit ein. 

 

Können die Verbotstatbestände nicht abgewendet werden (Unvermeidbarkeit von Zugriffsver-

boten), kann die nach Landesrecht zuständige Behörde im Einzelfall Ausnahmen zulassen; 

dies wird in § 45 Abs.7 BNatSchG geregelt: 

(7) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden sowie im Fall des Verbrin-

gens aus dem Ausland das Bundesamt für Naturschutz können von den Verboten des § 44 im Ein-

zelfall weitere Ausnahmen zulassen  

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirt-

schaftlicher Schäden, 

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken die-

nende Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Ver-

teidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen 

auf die Umwelt oder 

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich 

solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und 

sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Artikel 16 

Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG weitergehende Anforderungen enthält. Artikel 16 Absatz 3 der 

Richtlinie 92/43/EWG und Artikel 9 Absatz 2 der Richtlinie 2009/147/EG sind zu beachten. Die Lan-

desregierungen können Ausnahmen auch allgemein durch Rechtsverordnung zulassen. Sie können 

die Ermächtigung nach Satz 4 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen. 

(ebd.) 

 

Der § 45 Abs.7 BNatSchG führt u.a. zu einer Vereinheitlichung der Ausnahmevoraussetzun-

gen für europäische Vogelarten und die Anhang-IV-FFH-Arten.   

Die drei grundsätzlichen Ausnahmevoraussetzungen sind: 

• öffentliches Interesse / zwingende Gründe [§ 45, Abs.7, Nr. 4 und 5], 

• es existieren keine zumutbaren Alternativen und 

• der Erhaltungszustand der Populationen einer Art verschlechtert sich nicht. 

Zum letztgenannten Punkt können im Rahmen des Ausnahmeverfahrens spezielle „Kompen-

satorische Maßnahmen“ durchgeführt werden. Hierbei handelt es sich um die von der Euro-

päischen Kommission vorgeschlagenen „Compensatory Measures“, im Gegensatz zu den 

sog. CEF-Maßnahmen (s.o.). 
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2.2 Artenschutzrechtliche Bestandsaufnahme/ Gutachterliche Abschätzung 

2.2.1 Plangebiet und Methodik 

Der etwa 1,2 ha große Geltungsbereich befindet sich im Norden von Bad Laer. Er umfasst die 

Flurstücke 10 und 143/5 der Flur 5 in der Gemarkung Laer, östlich der Remseder Straße (K 

338). 

Bei der betroffenen Fläche handelt es sich um einen Ackerstandort (mehrjährige Ackerbrache), 

welche im westlichen Bereich aktuell als Lagerfläche für Schottermaterial und Bodenaushub 

dient.  Ältere Gehölze (Stammdurchmesser > 20 cm) kommen nicht vor.  

In der näheren Umgebung des Plangebietes überwiegt die Wohnnutzung, welche im Norden, 

Osten und Süden bis unmittelbar an die Fläche heranreicht. Westlich verläuft die stark fre-

quentierte „Remseder Straße“, unmittelbar daran befinden sich weitere Wohnbauflächen, 

Acker und im Nordwesten gewerblich genutzte Flächen.  

 

Die intensive Nutzung der betroffenen und direkt angrenzenden Flächen im Bereich des Plan-

vorhabens, die von der freien Landschaft isolierte Lage der Fläche, die bestehenden 

angrenzenden Wohn-/ Gartenbereiche/ Siedlung und der Betrieb der westlich angrenzenden 

Straße („Remseder Straße“) sind grundsätzlich als starke Beeinträchtigung/ Vorbelastung 

(geringe Habitatausstattung, Lärm, visuelle Beeinträchtigung, Zerschneidungswirkung, Kollisi-

onsgefährdung) faunistischer Habitatqualitäten einzustufen.  

 

Konkrete Angaben zu Pflanzen- und Tierarten der Roten Liste oder zu streng geschützten, 

bzw. artenschutzrechtlich relevanten Arten liegen nicht vor. Der Map-Server der Nds. Umwelt-

verwaltung stellt für das Untersuchungsgebiet und seine unmittelbar angrenzenden Bereiche 

keine avifaunistisch oder faunistisch wertvollen Bereiche dar.  

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine städtebauliche Neuordnung und Nach-

verdichtung eines bestehenden Wohnsiedlungsbereiches im Norden von Bad Laer.  

Um das mögliche Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tierartengruppen und deren Le-

bensstätten und deren mögliche Betroffenheit abschätzen zu können, erfolgte eine arten-

schutzrechtliche Vorprüfung. Diese artenschutzrechtliche Vorprüfung beinhaltet eine einma-

lige Ortsbegehung innerhalb des Plangebietes und der unmittelbar an das Plangebiet angren-

zenden Strukturen sowie eine Potenzialabschätzung zu potenziell vorkommenden und gege-

benenfalls betroffenen Artgruppen (Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie europäi-

sche Vogelarten). Im Anschluss werden aus diesen Artgruppen mögliche potentiell vorkom-

menden artenschutzrechtlich relevanten Arten aus gutachterlicher Sicht abgeleitet und die vor-

habenspezifischen Wirkfaktoren identifiziert (Relevanzprüfung). 
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2.2.2 Ortsbegehung 

Am 05.10. 2022 fand im Bereich des Plangebietes (1. BPÄ Nr. 323) eine Ortsbegehung statt. 

Im Zuge dieser Begehung wurden die tatsächlichen Grundstücksnutzungen, die vorhandenen 

Strukturen und Habitatausstattungen sowie die bestehenden Vorbelastungen auf den Flächen 

des Plangebietes und seiner unmittelbar angrenzenden Randstrukturen begutachtet und hin-

sichtlich ihrer Eignung auf faunistische Lebensraumfunktion artenschutzrechtlich geschützter 

Tierarten (Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie europäische Vogelarten) bewertet. 

Als Ergebnis dieser gutachterlichen Abschätzung lässt sich folgendes festhalten:  

Bedeutsame faunistische Funktionsräume oder -beziehungen sind aufgrund der 

Biotopausstattung des Plangebiets in Verbindung mit der Vorbelastung, der von der freien 

Landschaft isoliert liegenden Lage und der derzeitigen Nutzung nicht bekannt und auch nicht 

zu erwarten. Die konkret vorhandenen Biotopstrukturen (Ackerbrache und Lagerplatz mit 

Schuttablagerungen und Bodenablagerungen) stellen allgemein bis gering bedeutsame 

Lebensräume für Tiere dar. Die Nutzung des Gebietes, das bestehende angrenzende 

Wohngebiet und der Betrieb der angrenzenden Straßen sind als starke Beeinträchtigung/ 

Vorbelastung (Barriere, Lärm, Kollisionsgefahr etc.) faunistischer Habitatqualitäten 

einzustufen. Die Gebäudesubstanz der angrenzenden, besiedelten Bereiche weist Fugen, Rit-

zen und Hohlräume auf und bietet somit prinzipiell Potenzial als Quartierstandort 

(Fortpflanzungs-/Ruhestätte) für Fledermausarten und als Nistplatzbereich für verbreitete 

europäische Brutvogelarten der Siedlungsbereiche. Diese Brutvogelarten können auch in den 

vorhandenen Strukturen der angrenzenden Hausgärten Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

(Nester) haben.  

Die überplante Ackerbrache (Plangebiet) weist grundsätzlich eine allgemeine bis geringe Le-

bensraumbedeutung (Nahrungshabitate und ggf. Brutplatzangebote) für verbreitete europäi-

sche Vogelarten der Siedlungsbereiche sowie als Nahrungshabitate ohne besondere Bedeu-

tung für Fledermausarten und auch für weitere Tierarten ohne besondere ökologische Ansprü-

che auf. Weiterhin lässt sich feststellen, dass im Zuge der Begutachtung/ Ortsbegehung neben 

den oben aufgeführten potenziell vorkommenden Artgruppen, keine weiteren artenschutz-

rechtlich relevanten Arten/ Artgruppen (Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie) und keine 

Strukturen/ Habitatbedingungen festgestellt wurden, die sich für essentielle Lebensstätten sol-

cher Arten (z. B. weitere Säugetiere, Amphibien, Reptilien, Libellen, Schmetterlinge, Käfer 

oder Pflanzen) anbieten. Eine Beeinträchtigung, bzw. eine relevante Betroffenheit von weite-

ren artenschutzrechtlich relevanten Arten/ Artgruppen (Arten des Anhang IV der FFH-Richtli-

nie) oder deren Fortpflanzungs-/ Ruhestätten ist somit nicht zu erwarten.  

 

Fazit 

Im Ergebnis der o. a. Ortsbegehung und der gutachterlichen Potenzialabschätzung sowie auf-

grund der Ausprägung des Vorhabenbereiches sind, neben Europäischen Vogelarten, Vor-

kommen weiterer planungsrelevanter Arten aus der Gruppe der Fledermäuse möglich. Für 

diese Artgruppen ist eine Betroffenheitsanalyse (Relevanzanalyse) mit gegebenenfalls not-

wendigen Maßnahmen zur Vorhabensrealisierung erforderlich. 
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2.2.3 Brutvögel 

Herausgestellt werden Vorkommen mit besonderer Planungsrelevanz. Die Festlegung auf 

„Vogelarten mit besonderer Planungsrelevanz“ erfolgt in Anlehnung an die RLBP1. Demzu-

folge werden in der Regel die Arten des Anhangs I der Vogelschutz-Richtlinie (VS-RL), die 

Arten nach Art. 4 Abs. 2 der VS-RL und Arten der Roten Liste Nds. und Deutschlands, Kolo-

niebrüter mit mehr als 5 Paaren sowie streng geschützte Arten nach § 54 Abs. 2 BNatSchG 

einer einzelartbezogenen Prüfung unterzogen.  

Die relativ kleine und unmittelbar von Siedlungsstrukturen umgebende Ackerbrachfläche des 

Vorhabens-/ bzw. Eingriffsbereiches kann nach derzeitiger Einschätzung aufgrund der gerin-

gen Größe der Ackerfläche und der bestehenden Habitatausprägung und insbesondere in 

Verbindung mit der räumlichen Nähe zum umgebenden Siedlungsbereich und den damit ver-

bundenen Störfaktoren durch Betrieb und Bauwerke (Gebietskulisse) nicht als Fortpflanzungs- 

und Ruhestätte für charakteristische Offenlandarten wie Feldlerche, Kiebitz oder Rebhuhn fun-

gieren. Weiterhin sind keine geeigneten Strukturen/ Habitatbedingungen für das Vorkommen 

von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Arten die ältere oder auch dichtere Gehölze als Brut-

stätte benötigen (Nachtigall, Bluthänfling, Girlitz, Stieglitz) und /oder vorwiegend in oder an 

Gebäuden vorkommen (Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Turmfalke, Schleiereule, Feldsper-

ling, Star) im Plangebiet vorhanden. Das Vorhandensein von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

dieser genannten Arten kann somit ausgeschlossen werden. 

Auf der vom Eingriff betroffenen Fläche befinden sich keine Gehölzstrukturen und somit grund-

sätzlich keine Nistmöglichkeiten für gehölzbrütende Vogelarten. Offensichtliche größere 

Baumhöhlen oder größere Nester von europäischen Brutvogelarten sind auch an/ in den im 

angrenzenden Umgebungsbereich vorhandenen Bäumen nicht erkennbar gewesen.  

Aufgrund der oben benannten Gegebenheiten, der Habitatausstattung, der Vorbelastungen 

durch die Lage im Siedlungsbereich sowie fehlender Hinweise im Rahmen der Ortsbegehung, 

können dauerhafte Fortpflanzungs- oder Ruhestätten für Vogelarten mit besonderer Pla-

nungsrelevanz im Plangebiet und seiner unmittelbar angrenzenden Umgebung mit ausrei-

chend hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden. Für alle theoretisch im mittleren bis 

weiteren Umgebungsbereich vorkommenden Vogelarten mit besonderer Planungsrelevanz 

(z.B. Greifvögel, Eulen) liegen innerhalb des Plangebietes weiterhin keine geeigneten Nah-

rungshabitatstrukturen /-ausprägungen mit besonderer Bedeutung vor (z. B. essentielle Nah-

rungshabitate), so dass eine artenschutzrechtlich relevante Nutzung von Nahrungshabitaten 

durch planungsrelevante Brutvogelarten ebenfalls ausgeschlossen werden kann. Der Verlust 

von Nahrungsflächen unterliegt zudem nicht dem Verbotstatbestand nach § 44 (1) Nr. 3, es 

sei denn der Verlust der Nahrungsfläche bedingt die Aufgabe einer Fortpflanzungs- und Ru-

hestätte im Umfeld der Planung. Das ist bei allen Arten aufgrund der geringen Größe des 

Vorhabens und der bestehenden Vorbelastung durch die umgebende Nutzung/ Störquellen 

nicht zu erwarten.  

Die Freiflächen innerhalb des Eingriffsbereiches bieten möglicherweise gelegentlich genutzten 

Nahrungsraum für ungefährdete, verbreitete Vogelarten (Vogelarten mit allgemeiner Pla-

nungsrelevanz) der Gärten und Parkanlagen bzw. der Siedlungsbereiche mit hoher Toleranz 

gegenüber anthropogenen Störwirkungen. 

 

 
1 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, 2011: Anwendung der RLBP (Ausgabe 2009) bei 
Straßenbauprojekten in Niedersachsen. 
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2.2.1 Fledermäuse 

Im Plangebiet/ Eingriffsbereich befinden sich keine Gebäude oder Gehölze. Für die Gruppe 

der Fledermäuse existieren im Plangebiet somit keine Strukturen, die sich ggf. als Fortpflan-

zungs-/ oder Ruhestätten für Tiere dieser Artgruppe eignen könnten. Somit kann eine Betrof-

fenheit potentieller Quartiere oder Individuen und damit die Erfüllung artenschutzrechtlicher 

Verbotstatbestände für die Artgruppe der Fledermäuse ausgeschlossen werden. Es ist daher 

nicht davon auszugehen, dass Lebensstätten von Fledermausarten verloren gehen, oder Tiere 

getötet werden. Die Umsetzung des Planungsvorhabens wird somit keine Verbotstatbestände 

gemäß § 44 BNatSchG Nr. 1 und 2 für Arten aus dieser Artgruppe auslösen. 

Auf den betroffenen Randflächen des B-Planes und seinen direkt angrenzenden Flächen (v. 

a. im Übergangsbereich zu den angrenzenden Hausgartenflächen) ist möglicherweise eine 

gelegentliche Jagdnutzung durch (vornehmlich) die Zwergfledermaus, ggf. auch weiterer Fle-

dermausarten wie die Breitflügelfledermaus möglich. Nahrungs- und Jagdbereiche unterliegen 

nicht dem Verbot des § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG, es sei denn, die Funktion der Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten entfällt durch die Beschädigung der Nahrungs- oder Jagdbereiche. Dieses 

ist bei der vorliegenden Planung nach derzeitigem Kenntnisstand nicht der Fall. Eine Beein-

trächtigung von essentiellen Nahrungsflächen von Fledermäusen durch die Planung ist eben-

falls nicht zu erwarten. 

Eine artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigung, bzw. eine relevante Betroffenheit von 

Fledermausarten oder deren Fortpflanzungs-/ Ruhestätten ist somit nicht zu erwarten. 

 

 

2.3 Artenschutzrechtliche Wirkungsprognose zur Vorhabensrealisierung (Re-

levanzanalyse) 

Vorhabenspezifische Wirkfaktoren 

Durch die vorliegende Planung werden die Festsetzungen des Ursprungsplanes für einen Teil-

bereich überprüft und aktualisiert. Damit soll eine städtebaulich sinnvolle Arrondierung zwi-

schen zwei bebauten Siedlungsbereichen erreicht werden.  

Durch die Bebauung der bestehenden Freifläche kommt es zu einem Verlust einer landwirt-

schaftlichen Nutzfläche (zurzeit Ackerrache und teilweise Lagerplatz von Schotter und Boden-

material) in einem geringen Ausmaß, neue Wohngebäude und gärtnerisch gestaltete Haus-

gartenbereiche werden neu entstehen.  

 

Die intensive Nutzung der betroffenen und direkt angrenzenden Flächen im Bereich des Plan-

vorhabens, die von der freien Landschaft isolierte Lage der Fläche, die bestehenden 

angrenzenden Wohn-/ Gartenbereiche/ Siedlung und der Betrieb der westlich angrenzenden 

Straße („Remseder Straße“) sind grundsätzlich als starke Beeinträchtigung/ Vorbelastung 

(geringe Habitatausstattung, Lärm, visuelle Beeinträchtigung, Zerschneidungswirkung, Kollisi-

onsgefährdung) faunistischer Habitatqualitäten einzustufen.  

 

Generell ist zwischen bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirkfaktoren zu unterscheiden.  

 

Baubedingt werden sich vorübergehend optische und akustische Störwirkungen (Licht, Lärm, 

Erschütterungen) durch Baumaschinen etc. auf die unmittelbare Umgebung auswirken. Ne-
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ben den direkt zu bebauenden Flächen könnten weitere Flächen als Lagerflächen für Bauma-

terialien etc. in Anspruch genommen werden. Konkrete Angaben liegen dazu nicht vor. Das 

Plangebiet ist durch angrenzende Siedlungsflächen und Straßen bereits sehr stark vorbelas-

tet, faunistische Funktionsbereiche mit besonderer Bedeutung sind nicht bekannt und auch 

nicht zu erwarten. Diese Störwirkungen werden das aktuell bestehende Maß an betriebsbe-

dingten Störfaktoren der Umgebung voraussichtlich nicht wirksam überschreiten, so dass die 

baubedingten, vorübergehend wirksamen Störwirkungen, als nicht erheblich eingestuft wer-

den. Eine wirksame erhebliche Betroffenheit von artenschutzrechtlich relevanten Arten durch 

baubedingte Wirkfaktoren ist nicht zu erwarten. 

 

Anlagebedingt wird eine kleine Ackerfläche, unmittelbar von Siedlungsflächen umgeben, über-

plant. Somit gehen Bereiche verloren, die Nahrungsraum und ggf. Brutplatzangebote für un-

gefährdete, verbreitete Vogelarten der Gärten und Parkanlagen bieten. Des Weiteren werden 

mit den Grün-/Freiflächen Bereiche überplant, die zumindest gelegentlich für Nahrungsflüge 

von Fledermausarten genutzt werden könnten. Besonders bedeutsame oder essentielle 

faunistische Habitatfunktionen können ausgeschlossen werden.  

Eine wirksame erhebliche anlagenbedingte Betroffenheit von artenschutzrechtlich relevanten 

Arten oder deren Lebensstätten ist somit allenfalls durch die Inanspruchnahme von möglichen 

Brutplatzangeboten (Fortpflanzungs-/ und Ruhestätten (Nester) und damit einhergehend ein 

mögliches Tötungsverbot von Individuen von ungefährdeten, verbreiteten Vogelarten der Gär-

ten und Parkanlagen bzw. der Siedlungsbereiche durch das Beseitigen von Vegetationsstruk-

turen während der Brutzeit der Vögel denkbar. 

 

Im unmittelbar angrenzenden Umgebungsbereich der geplanten Bebauung sind aktuell schon 

Wohngebäude und Hausgartenbereiche vorhanden. Mit der Umsetzung der Planung sind be-

triebsbedingt dauerhafte Störwirkungen durch Licht, Geräusche und Bewegung zu erwarten. 

Die Auswirkungen beschränken sich dabei auf das unmittelbar angrenzende Umfeld und wer-

den sich in ihrer Dimension/ Umfang nicht wesentlich von den aktuell schon bestehenden be-

triebsbedingten Störwirkungen der unmittelbaren Umgebung (Vorbelastung) unterscheiden, 

die Gebietskulisse des Siedlungsrandes wird sich kaum wirksam von der bereits bestehenden 

Situation unterscheiden. Vorkommen von Arten, die hinsichtlich der genannten Wirkfaktoren 

empfindlich sind, sind nicht bekannt und aufgrund der Lage im Raum und der damit schon 

bestehenden Gebietskulisse und Störwirkungen auch nicht im Wirkbereich der geplanten Be-

bauung zu erwarten. Eine wirksame erhebliche Betroffenheit von artenschutzrechtlich relevan-

ten Arten durch betriebsbedingte Wirkfaktoren ist daher nicht zu erwarten. 
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3 Ergebnisse und Zusammenfassung  

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar angrenzend an umgebende Wohnsiedlungsbereiche 

am Ortsrand von Bad Laer. Die Fläche stellt sich als von der freien Landschaft isoliert liegende, 

relativ kleinflächige Ackerbrache mit Lagerplatz (Schutt, Boden) dar. Vorgesehen ist die städ-

tebauliche Neuordnung und Nachverdichtung eines bestehenden Wohnsiedlungsbereiches 

auf dieser Fläche. Durch die Neugestaltung/ geplante Bebauung kommt es zu einem Verlust 

einer relativ kleinen landwirtschaftlichen Nutzfläche welche von Siedlungsflächen umgeben 

ist.  

Hinsichtlich des europäischen Artenschutzes weist das Plangebiet aufgrund der Größe, Nut-

zung, der räumlichen Lage und der Vorbelastung keine besondere Bedeutung für Brutvogel-

arten mit besonderer Planungsrelevanz auf. Fortpflanzungs- und Ruhestätten dieser Vogelar-

ten können innerhalb des Plangebietes mit ausreichend hoher Wahrscheinlichkeit ausge-

schlossen werden. Bei den theoretisch vorkommenden Vogelarten mit besonderer Planungs-

relevanz sind allenfalls gelegentlich Nahrungsgäste zu erwarten. Essentielle Nahrungsflächen 

solcher Arten liegen aber nicht vor. Eine Erfüllung des Tötungsverbotes nach § 44 (1) Nr.1 

BNatSchG, der erheblichen Störung gem. § 44 (1) Nr.2 sowie der Verlust von Brutplätzen 

(Fortpflanzungs- und Ruhestätten i. S. d. § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) können für Vogelarten mit 

besonderer Planungsrelevanz ausgeschlossen werden. 

Die Freiflächen innerhalb des Plangebietes bieten allgemein Nahrungsraum und ggf. Brut-

platzangebote für ungefährdete, verbreitete Brutvogelarten der Gärten und Parkanlagen sowie 

der Siedlungsbereiche. Essentielle Nahrungsflächen solcher Arten liegen aber nicht vor. Eine 

Erfüllung des Tötungsverbotes nach § 44 (1) Nr.1 BNatSchG sowie der Verlust von Vogelnes-

tern (Fortpflanzungs- und Ruhestätten i. S. d. § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) kann daher bei Besei-

tigung von Vegetationsstrukturen während der Brutzeiten für Vogelarten mit allgemeiner Pla-

nungsrelevanz nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. Hier ist die Einhaltung von Bau-

/ und Erschließungszeiten zur Abwendung der möglichen Erfüllung von Verbotstatbeständen 

gem. § 44 (1) BNatSchG erforderlich (s.u.). 

Gehölze oder Gebäude befinden sich nicht im Eingriffsbereich, daher kann auch das Vorkom-

men von Fortpflanzungs- oder Ruhestätte für Tiere aus der Artgruppe der Fledermäuse aus-

geschlossen werden. Essentielle Nahrungsflächen für Fledermausarten liegen ebenfalls nicht 

vor. Eine Erfüllung des Tötungsverbotes nach § 44 (1) Nr.1 BNatSchG, der erheblichen Stö-

rung gem. § 44 (1) Nr.2 sowie der Verlust von Quartieren (Fortpflanzungs- und Ruhestätten i. 

S. d. § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) können für die Artgruppe der Fledermäuse ausgeschlossen 

werden.  

Darüber hinaus weist das Plangebiet aufgrund einer fehlenden Habitatausstattung und der 

starken Vorbelastung nach derzeitigem Kenntnisstand keine besondere Bedeutung für weitere 

artenschutzrechtlich relevante Arten (Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie), z.B. weitere 

Säugetiere, Amphibien, Libellen, Schmetterlinge, Käfer oder Pflanzen auf. Eine Beeinträchti-

gung, bzw. eine relevante Betroffenheit von weiteren artenschutzrechtlich relevanten Arten/ 

Artgruppen (Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie) oder deren Fortpflanzungs-/ Ruhestätten 

ist somit nicht zu erwarten. 

Aus diesem Grund ist die Durchführung faunistischer Kartierungen oder einer vertieften spe-

ziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (Art für Artbetrachtung) nicht vorgesehen. Weitere Prüf-

schritte sind unter Einhaltung der unten genannten Vermeidungsmaßnahmen aus derzeitiger 

Sicht nicht erforderlich.  
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Fazit:  

Im Plangebiet ist das Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tierarten aus der Artgruppe 

der Fledermäuse (gelegentliche Jagdnutzung ohne besondere/ essentiell Bedeutung) und der 

Brutvögel (Lebensraum und ggf. Brutplatzangebote für verbreitete, ungefährdete Vogelarten) 

möglich. Es sind die artenschutzrechtlichen Bestimmungen der § 44 des BNatSchG durch 

Bauherren zu beachten, diese gelten unmittelbar und unabhängig vom Satzungsbeschluss 

des Bebauungsplanes.  

Hinsichtlich des Artenschutzes ist festzuhalten, dass unter Berücksichtigung aller vorhande-

nen Daten nach aktueller Einschätzung und unter Beachtung der folgenden Maßnahmen keine 

Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände zu erwarten ist und somit die Umsetzung 

der vorgesehenen Planung möglich ist.  

 

• Baufeldräumung: Die Baufeldräumung (Beseitigung von Vegetationsstrukturen) muss 

außerhalb der Brutsaison der Vögel und somit zwischen dem 01. August und dem 

01.März erfolgen, um eine Erfüllung des Tötungsverbotes nach § 44 (1) Nr. 1 

BNatSchG sowie des Verlustes von besetzten Vogelnestern verbreiteter Brutvogelar-

ten (Fortpflanzungs- und Ruhestätten i. S. d. § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) zu vermeiden. 

Sollte das Beseitigen von Vegetationsstrukturen außerhalb des genannten Zeitraumes 

erforderlich sein, sind unmittelbar vor dem Eingriff diese Bereiche/ Strukturen durch 

eine fachkundige Person (z. B. Umweltbaubegleitung) auf ein Vorkommen von aktuell 

besetzten Vogelnestern zu überprüfen. Von der Bauzeitenbeschränkung kann abge-

sehen werden, wenn durch die Überprüfung der fachkundigen Person festgestellt wird, 

dass keine Beeinträchtigungen europäischer Vogelarten durch die Baufeldräumung zu 

befürchten sind. Beim Feststellen von aktuell besetzten Vogelnestern ist die Untere 

Naturschutzbehörde zu benachrichtigen und das weitere Vorgehen abzustimmen.  
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